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Rechtsanspruch auf Hilfen zur Erziehung für Kinder mit chronischen Erkrankungen und Behinderungen

Neue gesetzliche Regelungen müssen geschaffen werden, damit auch chronisch kranke und behinderte Kinder einen Rechtsanspruch auf Unterbringung in einer Pflegefamilie haben.

1. Problem

2. Regelungsbedarf

3. Lösung

4. Alternativen

5. Kosten

6. Finanzierung / Zuständigkeit

7. Zusammenfassung

Das Problem

Die Unterbringung chronisch kranker und behinderter Kinder in Sonderpädagogischen Pflegefamilien scheitert in jedem zweiten Fall am Fehlen eindeutiger, bundesweit einheitlicher gesetzlicher Vorschriften für diese Hilfeform.

Das SGB XII regelt die Unterbringung in stationären Einrichtungen, erfasst aber nicht die alternative Betreuung in einer Pflegefamilie.

Das SGB VIII regelt zwar die Hilfe zur Erziehung in einer Sonderpädagogischen Pflegefamilie. Es findet jedoch nur Anwendung, wenn der Unterbringungsgrund eindeutig auf erzieherische Defi-

zite in der Herkunftsfamilie zurückzuführen ist. Ist die Behinderung Unterbringungsgrund, wird die Zuständigkeit abgelehnt.

Die Zuständigkeit und Finanzierung der Unterbringung in einer stationären Behinderteneinrichtung liegt nicht bei der Kommune, sondern beim überörtlichen Kostenträger. Daher versuchen kommunale Kostenträger zunächst ihre Zuständigkeit zu verneinen.

Somit finden behinderte Kinder eher Aufnahme in einer Behinderteneinrichtung als in einer Sonderpädagogischen Pflegestelle. Dabei bleibt unberücksichtigt, dass gerade für die körperliche und seelische Entwicklung chronisch kranker und behinderter Kinder besonders günstige Bedingungen in Pflegefamilien bestehen.

Bei der Finanzierung als Hilfe zur Erziehung gemäß SGB VIII treten folgende Probleme auf:
Die Vermittlung kranker und behinderter Kinder erfolgt überregional. Pflegefamilien leben in der Regel nicht im örtlichen Zuständigkeitsbereich des zunächst für die Leistungen zuständigen Jugendamtes.

Vor der Unterbringung eines kranken oder behinderten Kindes in einer Pflegestelle schließt der zuständige Kostenträger mit dem Träger des Fachdienstes für Sonderpädagogische  Pflegestellen einen Vertrag ab. In diesem werden die Trägerkosten des Fachdienstes geregelt sowie die finanziellen  Leistungen an die Pflegefamilie, die neben den Grundleistungen wie Pflegegeld, Erziehungsbeitrag, Beitrag zur Altersvorsorge, zusätzliche Leistungen enthalten, die sich nach Art und Grad der Behinderung oder Erkrankung des Kindes richten.

Ändert sich die örtliche Zuständigkeit, dies ist der Fall, wenn die leiblichen Eltern ihren Wohnort wechseln oder wenn das Kind länger als zwei Jahre in der Pflegefamilie lebt, wechselt auch der Kostenträger. Dann gibt es regelmäßig Schwierigkeiten. Die neuen Kostenträger sind oftmals nicht bereit, die im Hinblick auf die Behinderung oder Erkrankung des Kindes vertraglich vereinbarten Zusatzleistungen sowie die Trägerkosten des betreuenden Fachdienstes zu übernehmen.

Ein weiteres Problem tritt bei Erreichung der Volljährigkeit auf, bzw. beim Wechsel der Zuständigkeit vom Jugendhilfe- zum Sozialhilfeträger.

Pflegeeltern erhalten von diesem Zeitpunkt an weder finanzielle Leistungen für ihre Betreuungstätigkeit, Altersvorsorge noch sonstige unterstützende Hilfen. Der von ihnen betreute kranke oder behinderte junge Mensch erhält lediglich Hilfe zum Lebensunterhalt gemäß SGB XII.

Dies stellt eine Missachtung grundlegender Normen unserer Verfassung und ihrer nachfolgenden Vorschriften dar.

Es ist bei einem Menschen mit einer schweren Mehrfachbehinderung unerheblich, ob er Kind, Jugendlicher oder Erwachsener im Sinne des Rechts ist. Immer ist der Betreuungsbedarf intensiv und umfassend. Allerdings dürfen dabei die das Lebensalter bedingten und somit unterschiedlichen körperlichen Erfordernisse keinesfalls unberücksichtigt bleiben.

Eine weitere grundlegende Verletzung unserer Verfassung ist es, dass kranke und behinderte Kinder, die in Einrichtungen leben, keinen Anspruch auf Leistungen haben, wie sie das Kinder-- und Jugendhilfegesetz vorsieht. Behinderte Kinder und Jugendliche haben ebenso wie nicht behinderte Kinder und Jugendliche ein Recht auf Förderung ihrer Entwicklung und auf Erziehung in einer kinder- und familienfreundlichen Umwelt.

Auch für behinderte und kranke Kinder in Einrichtungen muss es analog zum § 36 ff KJHG einen Anspruch auf gesetzlich geregelte Hilfeplanung geben. 

Es ist nicht länger hinzunehmen, dass Kinder, die in stationären Behinderteneinrichtungen leben, in Vergessenheit geraten. Auch sie haben einen Anspruch auf regelmäßig stattfindende Hilfeplanung, Prüfung, ob die bisherige Hilfeart weiterhin geeignet ist oder ob eine andere dem Wohl des Kindes förderliche und auf Dauer angelegte Lebensperspektive erarbeitet wird.

Bisher ist für behinderte Kinder und Jugendliche, die in Einrichtung leben, ein Wechsel in eine Pflegefamilie quasi ausgeschlossen. Selbst wenn es im Einzelfall engagierte Menschen gibt ( Eltern oder Vormünder ), die sich für die Unterbringung in einer Pflegefamilie einsetzen, scheitert dies daran, dass die Zuständigkeit des überörtlichen auf einen  kommunalen Kostenträger wechseln muss. Kommunale Kostenträger wehren sich hiergegen mit allen Mitteln.

2. Regelungsbedarf

Unser Staat muss ein originäres Interesse an Leistungsverbesserungen und zugleich an Kostenvermeidungen, bzw. Kostensenkungen haben.

Wie unsere o.a. Ausführungen zeigen, besteht ein erheblicher Regelungsbedarf aus Sicht der Betroffenen wie auch aus Sicht der Leistungsträger ( wird nachfolgend dargestellt ).

3. Lösung

Es kann nicht länger im Ermessen einzelner Kommunen liegen, unter welchen Bedingungen behinderte Menschen aufwachsen und leben. Schnellstmöglich müssen neue gesetzliche Regelungen für die Unterbringung behinderter Kinder und Jugendlicher geschaffen werden unter Einbeziehung der von der Bundesarbeitsgemeinschaft der überörtlichen Träger der Sozialhilfe herausgegebenen Empfehlungen über Wohnformen für Behinderte und  sachliche Zuständigkeit nach dem SGB XII.

Es sind Sonderpflegesätze in Anlehnung an die materiellen Aufwendungen der Jugendhilfe unter Berücksichtigung des behindertenbedingten Bedarfs mit den Leistungsträgern zu vereinbaren.

Gemäß unserer nachfolgenden Vorschläge ist ein dem tatsächlichen Bedarf entsprechender Leistungskatalog zu entwickeln.

· Pflegegeld und Erziehungsbeitrag

· Alterssicherungsbeitrag für die Pflegeperson

· Finanzierung einer zusätzlichen stundenweisen Betreuungsperson zur Entlastung der Pflegeeltern

· Kostenerstattung für regelmäßig anfallende Fahrten mit dem Kind zu medizinischen, therapeutischen Behandlungen sowie zur Supervision und Fortbildung der Pflegeeltern

· jährlich sechs freie Wochenenden sowie Jahresurlaub für die Pflegeeltern

· Ferienbeihilfen 

· Erstattung von Fortbildungskosten

· sonstige im Einzelfall erforderliche einmalige Beihilfen

· Ausstattungsbeihilfen in Anlehnung an die Sätze der Jugendhilfe wie Erstausstattung für Bekleidung, Möbel sowie Beschäftigungs- und Spielmaterial

· bei der Aufnahme von schwer mehrfachbehinderten Kindern mit Rollstuhl, Übernahme der Anschaffungskosten für einen behindertengerechten Pkw.

· Finanzierung der Umbaukosten für ein behindertengerechtes Wohnumfeld, Badezimmer, Deckenlifter, Rampen, etc

· Finanzierung erforderlicher Rehahilfsmittel, für die es keinen öffentlichen Kostenträger gibt

· Entgelt für die Beratungstätigkeit eines Fachdienstes

In einer Einrichtung sind diese Kosten im Entgeltsatz enthalten und werden von den öffentlichen Kostenträgern finanziert.

Nur bei Sicherstellung einer ausreichenden Finanzierung und begleitenden Hilfen finden sich fachlich qualifizierte Familien zur Aufnahme chronisch kranker und behinderter Kinder.

4. Alternativen

Zu der von uns vorgeschlagenen Lösung gibt es keine Alternativen.

5. Kosten

Die Unterbringungskosten eines schwer mehrfach behinderten oder kranken Kindes in einer stationären Einrichtung liegen pro Pflegetag zwischen € 150 und € 200. 

In einer Sonderpädagogischen Pflegestelle entstehen für ein schwer mehrfach behindertes Kind täglich Kosten in Höhe zwischen  € 90 und € 100. Darin enthalten sind die Kosten des begleitenden Fachdienstes bereits enthalten.

Bei der Unterbringung eines Kindes in einer Sonderpädagogischen Pflegestelle können im Gegensatz zur Unterbringung in einer stationären Einrichtung bereits jährlich Einsparungen in Höhe von ca. € 30.000 erzielt werden.

Bei 100 Kindern sind dies € 3 Millionen und bei 1.000 Kindern

€ 30 Millionen pro Jahr.

Allein diese unmittelbar nachvollziehbare Kostenaufstellung muss zu einer Gesetzesänderung führen.

6. Finanzierung und Zuständigkeit

Um auf Bundesebene eine einheitliche Regelung zu erreichen, ist es erforderlich, dass die  Zuständigkeit und Finanzierung für die stationäre wie ambulante Unterbringung behinderter und kranker Kinder und Jugendlicher beim überörtlichen Träger der Sozialhilfe liegen muss.

7. Zusammenfassung

Nicht nur im Hinblick darauf, dass chronisch kranke und behinderte Kinder und Jugendliche in einer Sonderpädagogischen Pflegestelle erheblich bessere Entwicklungsbedingungen haben, sondern auch im Hinblick auf die Kostenersparnis für die öffentlichen Haushalte, ist es dringend erforderlich, schnellstmöglich neue gesetzliche Regelungen zu schaffen.

Endlich müssen betroffene Kinder, die nicht in ihrer Herkunftsfamilie leben können, die Chance erhalten, Aufnahme in einer Pflegefamilie zu finden.

Es stehen ausreichend geeignete Sonderpädagogische Pflegefamilien für die Aufnahme behinderter Kinder und Jugendlicher zur Verfügung.

Frauke Zottmann-Neumeister

Königswinter, 20.01.2006

